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Zum Enteignungsverfahren. 
(Schluß.) 


Der dritte Act in der Enteignung iſt der Ausſpruch, durch 
welchen nach feſtgeſtelltem Detailplan das Einzel⸗Eigenthum an dem be⸗ 
ſtimmten Gute wirklich aufgehoben und dem Unternehmer übertragen 
wird. Die beiden Rechtsverhältniſſe, auf die es dabei ankommt, ſind 
fur 19 der Entſchädigung und die Competenz zum Enteignungs⸗ 

ruch. 
. Was zunächſt die Frage betrifft, ob die Entſchädigung bereits 
geleiſtet ſein muß, ehe die wirkliche Enteignung ſtattfindet, ſo war 
das erſte Gefühl, das die Geſetzgebung bei der Entſtehung der Ent⸗ 
eignung als einer regelmäßigen Aufgabe hatte, daß die Leiſtung der 
Entſchädigung der Enteignung voraufgehen müſſe — die indemnité 
préalable der droits de ’homme. Das praktiſche Leben zeigte bald 
die Schwierigkeiten, die damit verbunden ſind, während andererſeits 
die völlige Sicherheit der wirklichen Entſchädigung denn doch eine der 
Hauptbedingungen aller Enteignung bleiben muß. Das franzöftiche 


Recht entſchied dieſe Frage in einer, wie wir glauben, nicht richtigen 


Weiſe. Es macht zunächſt die Enteignung von der Entſchädigung 
unabhängig, indem das Jugement d’expropriation der Detailplans⸗ 
Genehmigung folgt und die Verwaltung nur die Pflicht hat, binnen 
ſechs Monaten die Entſchädigungsfrage zu Ende zu führen (T. V., 
Art. 55). Iſt vorher die Entſchädigung entſchieden, ſo ſoll der Betrag 
vor der Beſitzanweiſung gezahlt werden (Art. 53). Natürlich hat das 
den Uebelſtand, daß unter Umſtänden, wenn der Enteigner zahlungs⸗ 


unfähig wird, nachdem er ſchon Eigenthum erworben hat, der Ent⸗ 
eignete auf einen Proceß mit ihm angewieſen ift. Das engliſche Recht 
ſchickt gleichfalls nicht bloß die Beſtimmung der Entſchädigungsſumme, 
ſondern auch die wirkliche Bezahlung derſelben der Enteignung vorauf, 
und zwar mit derſelben Beſtimmung, wie das franzöſiſche Recht, daß 
die Depofition bei verweigerter Annahme genüge. Nach der Lands- 
Clauses-Act haben die promoters zuerſt den ganzen Betrag der Ent⸗ 
ſchädigung in die Bank zu geben, nachdem man ſich über dieſelbe 
einig geworden oder dieſelbe durch Schätzung feſtgeſtellt iſt. Iſt das 
geſchehen, ſo ſoll die Bank einen Depoſitenſchein mit der ausdrück⸗ 
lichen Erklärung geben, daß dieſe Summe zu dieſer Entſchädigung 
beſtimmt ſei Dann ſoll der Eigenthümer oder ſonſt Berechtigte auf 
Aufforderung der Unternehmer das Grundſtück denſelben übergeben. 
Das continentale Syſtem der behördlichen Uebertragung iſt entſchieden 
beſſer, da es den Enteigner viel mehr vor Chikanen ſichert. 

Man muß feſthalten, daß, wenn das Amt das Eigenthum kraft 
ſeiner Competenz aufhebt, es auch für die wirkliche Entſchädigung zu 
haften hat; denn die ganze Enteignung, alſo auch die Entſchädigung, 
gehören dem Verwaltungsrecht und nicht dem Privatrecht. Es iſt 
daher Sache der Verwaltungsbehörde, ſich für den entfallenden Betrag 
der Entſchädigung ſicher zu ſtellen und Sache des Enteigners, dieſe 
Sicherſtellung zu leiſten; ſobald die erſtere glaubt, daß die letztere 
genügt, kann ſie auf eigene Verantwortung den Enteignungsſpruch 
fällen und es dann darauf ankommen laſſen, daß das Entſchädigungs⸗ 
verfahren zu Ende geführt werde, womit dem Amte nicht das Recht 
beſchränkt wird, auch eine höhere Sicherheit und andererſeits auch gar 
keine beſondere zu fordern, wenn es eben nur die Haftung für die 
Entſchädigung übernimmt. Die Klarheit über dieſen Punkt hängt 
jedoch weſentlich von der über den folgenden ab. 

Mag nämlich über die Sicherheit oder Auszahlung der Ent- 
ſchädigung beſtimmt ſein, was da will, immer bleibt die Frage, welches 
Organ zum Ausſpruch über die Enteignung competent ſei und wie es 
bei derſelben zu verfahren habe. Hier find nun der franzöſiſche, der 
engliſche und der deutſche Standpunkt weſentlich verſchieden. Nach 
franzöſiſchem Recht gibt zwar die Verwaltungsbehoͤrde (der Prefet) 
ihr Arröt über den Detailplan, aber die Aufhebung des Eigenthums, 
ſowie die Uebertragung desſelben an den Enteigner geſchieht durch ein 
richterliches Urtheil; wenn aber das gefällt iſt, wird wieder die Beſttz⸗ 
anweiſung von der politiſchen Behörde, dem Maire, vollzogen. Nach 
engliſchem Recht iſt die Enteignung eigentlich mit dem Uebergeben 
der Entſchädigung, beziehungsweiſe des bank bond, vollzogen, und 

der Eigner hat die Pflicht, den Beſitz zu übertragen. Der Enteigner 
ſteht damit in der Lage eines jeden andern Käufers. Es iſt ſeine 
Sache, auf Grundlage der Lands Clauses Act den Beſitz zu erſtrei⸗ 
ten; die Behörde hat mit dieſem ſeinem Privatrecht gar nichts weiter 
u thun. 

5 . Gefahren dieſes Princips liegen auf der Hand. Nach 
deulſchen Begriffen dagegen ſpricht die Verwaltungsbehörde die Ent⸗ 
eignung aus, ohne Intervention des Gerichts, das nur bei den Ent⸗ 
ſchädigungen thätig wird, und übergibt mit dem Eigenthum auch den 
Beſitz — letzteren meiſt, wenn die Entſchädigungsſumme gezahlt iſt. 


Ju Preußen enthält der Enteignungsſpruch zugleich die Enteignung 
und die Beſitzeinweiſung durch die Bezirksregierung. Nach öſterreichi⸗ 
ſchem Recht iſt dasjelbe der Fall, nur wird das Recht des Eigen⸗ 
thums und des Beſitzes hier vielfach durch 
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ſchädigungsverfahrens hervorgeht. Dasſelbe nämlich bezieht ſich aus⸗ 
ſchließlich auf den Werth und ſein Eigenthum, während das Enteig⸗ 
nungsverfahren ſich auf das Gut bezog, und kann ſomit immer erſt 


den ſogenannten Patentar⸗ dann eintreten, wenn über das letztere entſchieden iſt. Seine Aufgabe 


beſitz normirt, indem erſt die Eintragung in das Grundbuch das volle iſt es, zuerſt den Werth feſtzuſtellen und ihn dann dem Berechtigten 


Eigenthum gibt, was namentlich bei Eiſenbahn⸗Parcellen oft geradezu zu übergeben. 


unthunlich wird. Man hilft ſich, indem man das Enteignungsurtheil 
in das Grundbuch eintragen läßt, ohne eine grundbücherliche Zu⸗ 
ſchreibung der enteigneten Parcellen in die meiſtens gar nicht eriſti⸗ 
renden Folien der Bahnen zu fordern. Nach ſchweizeriſchem Recht 
verliert der Eigenthümer ſofort das Recht auch auf den Beſitz, ſowie 
die Behörde den Enteignungsſpruch gethan. Endlich folgt aus dem 
ganzen Weſen des Enteignungs verfahrens, daß das für den Enteigner 
auf dieſe Weiſe gewonnene Recht zugleich einer beſtimmten, der Ent⸗ 
eignung ſpeciell zukommenden Verjährung unterworfen ſein muß, wohl 
zu unterſcheiden von der Verjährung der Auſprüche auf Entſchädigung. 
Denn die Grundlage der Enteignung iſt doch der in der Unterneh⸗ 
mung bezweckte öffentliche Nutzen; wird er nicht hergeſtellt und unter⸗ 
bleibt die Unternehmung, ſo verliert der Unternehmer mit dem Rechts⸗ 
grunde fein Recht, der Enteignungsſpruch iſt aufgehoben und die 
Wiedereignung tritt ein. Die Gefeßgebung ſollte daher eine Friſt als 
Maximum beſtimmen; die in der Genehmigung enthaltene Verordnung 
muß das Recht haben, nach der Natur des Unternehmens dieſe Friſt 
auch zu verkürzen. In ganz gleicher Weiſe fällt mit dem Wegfalle 
des Unternehmens überhaupt auch das Recht der Enteignung weg 
und die bereits enteigneten Güter können von dem Enteigneten zurück⸗ 
gefordert werden unter Beſtimmung des Werthes durch die Organe 
der Entſchädigung; nach franzöſiſchem Recht darf die Summe für die 
Wiedereignung nie größer ſein, als die der Entſchädigung bei der 
Enteignung. Warum das letztere daher wieder den Begriff des Rück⸗ 
kaufes aufſucht, tft nicht abzuſehen; hier fo wenig wie bei der Ent⸗ 
eignung findet überhaupt ein Kaufvertrag ſtatt, ſondern eine Action 
der Verwaltung mit Verwaltungsrecht. 

Was das Entſchädigungsverfahren und ſein Recht anbelangt, jo 
iſt mehrfach, namentlich von Mittermaier, der Ausſpruch gethan, daß 
die Entſchädigungsfrage die ſchwierigſte im ganzen Enteignungsweſen 
ſei. Das iſt in der Praxis allerdings der Fall; für die Wiſſenſchafl 
ſcheint ſie jedoch ziemlich einfach. 

Die Aufgabe der Entſchädigung iſt es nämlich dem Enteigneten 
den Werth des enteigneten Gutes zurückzugeben. Dieſe Aufgabe iſt 
ohne Zweifel nicht bloß eine Angelegenheik, ſondern auch eine Pflicht 
der Verwaltung und das erſte Rechtsprincip der Entſchädigung tollte 
daher darin beſtehen, daß die Verwaltung, welche ihrerſeits durch ihren 
Spruch das Eigenthum nimmt, auch für die Entſchädigung nach bür⸗ 
gerlichem Recht zu haften habe. Es iſt durchaus kein Grund denkbar, 
welcher politiſch oder juriſtiſch dieſer erſten Forderung des Einzelrechts 
gegenüber der Enteignung entgegenſtände. In der That bilden alle 
einzelnen Beſtimmungen des Entſchädigungsverfahrens die Anerken⸗ 
nung dieſes Princips und ſeiner praktiſchen Ausführung im Einzelnen; 
es müßte daher auch mit Recht gefordert werden, daß die Geſetze 
dieſe Verpflichtung ausdrücklich anerkennen. Es iſt ein, wenn auch 
mehr principieller Mangel dieſer ganzen Geſetzgebung, daß dies nicht 
geſchieht, ſondern daß die Entſchädigung mehr den Charakter eines 
durch die Verwaltung vermittelten Kaufpreiſes hat. Das widerſpricht 
eben ſo ſehr dem Weſen der Enteignung, als die Verwendung des 
Gerichts dem Principe des Entſchädigungsverfahrens. Aber auch die 
Literatur hat dieſen Standpunkt nicht hervorgehoben, ſondern ſich faſt 
ausschließlich auf die juriſtiſche Seite der Frage geſtellt. Der Grund 
davon iſt der Mangel an richtigem Verſtändniß der Verwaltung 
gegenüber der Rechtspflege. Vielleicht daß die folgende Auffaſſung hier 
zu einem richtigeren Standpunkt führt. 

Gewiß iſt nämlich, daß das obige Princip, wenigſtens indirect, 
inſoweit nirgends bezweifelt wird als kein Enteignungsrecht das Ent⸗ 
ſchädigungsverfahren ganz den Einzelnen überläßt, und daß anderer⸗ 
ſeits die Frage nach dem amtlichen Entſchädigungsverfahren genau 
wie jede Verwaltungsmaßregel erſt da eintritt, wo die Entſchädigung 
durch gütliche Vereinbarung nicht zu Stande kommt. Das allgemeinſte 
Rechtsprincip aller Entſchädigung iſt daher der Grundſatz, daß das 
amtliche Entſchädigungsverfahren erſt als ſubfidiäres Verfahren einzu⸗ 
treten hat, daß aber in dieſem Falle das Amt auch zur Einleitung, 
Ordnung und Beendigung desſelben verpflichtet iſt. 

Dieſe Verpflichtung nun iſt es, aus der das Syſtem des Ent⸗ 
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In dieſen zwei einfachen Theilen verläuft das ganze 
Entſchädigungsverfahren. 

1. Die Feſtſtellung der Entſchädigung. Die Feſtſtellung der 
Entſchädigung als erſte Aufgabe der Verwaltung beruht auf drei 
Punkten. Zuerſt muß beſtimmt ſein, welches Organ den Werth des 
enteigneten Gutes beſtimmen ſoll; dann müſſen die Regeln, nach 
welchen dieſe Werthbeſtimmunz ſtattzufinden hat, feſtgeſtellt werden; 
endlich muß der Entſchädigungsſpruch in Rechtskraft erwachſen. 

a) Was zuerſt das competente Organ betrifft, fo muß man davon 
ausgehen, daß es nur die Aufgabe dieſes Organes tft und fein ſoll, 
den Werth des enteigneten Objectes feſtzuſtellen. Die Vorſtellung, 
daß dies oder gar das ganze Entſchädigungsverfahren „ganz entſchieden 
vor die Gerichte gehöre, da es ſich hier nicht mehr um Zweckmäßig⸗ 
keit, ſondern um Rechtsfragen handle“, wie Häberlin S. 213 meint, 
iſt entſchieden falſch und zugleich unklar, denn die obige Beſtimmung 
des Werthes iſt weder eine Sache der Zweckmäßigkeit, noch eine 
Rechtsfrage. Die Function des Gerichts iſt auch hier eine ganz andere. 
Für die Beſtimmung des Organs aber gelten zwei Syſteme. Das 
eine läßt die beeideten Schätzer von der Behörde beſtimmen, das 
andere ſetzt eigene Geſchworene dafür ein. Jenes iſt das deutſche, das 
bereits im preußiſchen Landrecht g. a. O. aufgeſtellt und in dem 
preußiſchen Eiſenbahngeſetz von 1838 genauer, wenn auch nur für 
Eiſenbahnen, wiederholt worden iſt; eben dasſelbe gilt in Oeſterreich; 
im Grunde gehört auch das ſchweizeriſche Verfahren dahin, da nach 
dem Schweizer Expropriationsgeſetz das Bundesgericht einen, der 
Bundesrath den zweiten, die Cantonalregierung den dritten „Experten“ 
ernennt; nur iſt dabei der Grundſatz nachahmenswerth, daß Diele 
Experten Sachverftändige und Gemeindemitglieder herbeiziehen können. 
Das franzöſiſche Syſtem dagegen hat bekanntlich das Syſtem der Ent⸗ 
ſchädigungsgeſchworenen durchgeführt. 

b) Schwieriger iſt die Frage, nach welchen Regeln dies 
Schätzungsorgan vorzugehen hat. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß jedem 
Organ die Elemente und Acten zum Zwecke der Schätzung vorgelegt 
werden müſſen. Fraglich ſind eigentlich nur zwei Punkte. Erſtlich handelt 
es ſich darum, was als Gegenſtand der Schätzung aufgenommen 
werden ſoll; namentlich ob das Schätzungsorgan über den Ver⸗ 
kehrswerth des Gutes hinausgehen und als Gegenſtand der Entſchädi⸗ 
gung auch die Nachtheile, welche die Enteignung indirect bringt, 
oder die möglichen künftigen Vortheile gelten dürfen. Es iſt nun 
wohl kaum zweifelhaft, daß die erſteren nicht ausgeſchloſſen werden 
dürfen, während die letzteren nicht aufgenommen werden können; 
denn die Schätzung ſoll den Werth beſtimmen, den das enteignete 
Gut in ſeiner Qualität als Theil des wirthſchaftlichen Ganzen nach⸗ 
weisbar beſitzt, dem es angehört. 

2. Das Auszahlungsverfahren. Bei dem Auszahlungsverfahren 
handelt es ſich zunächſt um das Organ, und dann um die Form der 
Auszahlung. 

Das natürliche Organ der Auszahlung iſt ſelbſtverſtändlich das⸗ 
ſelbe, welches für die richtig geſchehene Auszahlung haftet, die Be⸗ 
hörde. Es iſt ihre Sache, die Entſchädigungsſummen zu empfangen 
und ſie dem Berechtigten zu übergeben. Es iſt auch ihre Sache, die 
Identität des letzteren zu beſtimmen, da ſie eben haften muß. Sie 
kann eben deßhalb die Auszahlung verweigern, aber kann wieder dafür 
gerichtlich belangt werden. Wozu hier eine Intervention des Gerichts 
dienen ſoll, iſt nicht abzuſehen, um ſo weniger, als die Enteigneten 
in dem Enteignungsverfahren eben durch die Behörde feſtgeſtellt 
werden. 

Was ſchließlich die Form der Auszahlung betrifft, ſo muß als 
Regel gelten, daß mit der erwachſenen Rechtskraft des Entſchädigungs⸗ 
ſpruches auch die Auszahlung fällig iſt. Fraglich iſt z. B. in Preußen, 
ob bei der Auszahlung auf dritte Gläubiger Rückſicht zu nehmen ſei. 
Dies iſt offenbar nur in dem Falle denkbar, wo das Recht des 
Gläubigers mit dem beſtimmten Gute in Verbindung ſteht, namentlich 
alſo bei Pfandgläubigern. Hier find zwei Fälle möglich. Der erſte 
und einfachſte iſt der, daß das ganze belaſtete Gut enteignet wird. 
Die Grundlage des Verfahrens in dieſem Falle iſt einfach; fie beſteht 
darin, daß die ganze Hypothek als gekündigt gilt und mit der Ent⸗ 


ſchädigungsſumme ausgezahlt wird. Das iſt ſo lange einfach, als die 
letztere die erſtere deckt. Wo dies nicht der Fall iſt, fordern Einige 
die Subhaſtation, Andere erklären ſich jedoch mit vollem Recht egen 
dieſelbe, da die Subhaſtation die Euteigner zwingen würde, jede 
Summe zu zahlen, das iſt die Enteignung ſelbſt um ihren Charakter 
zu bringen. In der That iſt das Pfandrecht als Eigenthum des 
Werthes ſubſtanzlos, wo der Werth aufhört; und derſelbe hört auf, 
wo die Schätzung endet. Der zweite Fall iſt jedoch der, wo nur ein 
Theil eines Gutes enteignet wird, auf dem eine Hypothek im Ganzen 
haftet. Es gibt dafür kaum einen anderen und einfacheren Weg, als 
die Beſtimmung, daß in einem ſolchen Falle die Hypothekengläubiger 
von der Enteignung ſo wie von der Entſchädigungsſumme verſtändigt 
werden, und daß zugleich den Schätzungsorganen aufgetragen wird, 
zu beſtimmen, ob und in wie weit durch die theilweiſe Enteignung 
der Werth des ganzen Gutes fo viel leidet, daß die intabulirte Pfaud⸗ 
ſchuld damit angegriffen wird. Wo ein ſolcher Fall vorkommt, iſt dies 
eine von den Fragen, über welche ſich die Schätzungsorgane ſpeciell 
zu äußern haben. Aeußern ſie ſich bejahend, ſo wird der Hypotheken⸗ 
gläubiger von dieſem Spruch vom Amte verſtändigt, mit dem Be⸗ 
deuten, daß er den betreffenden Betrag gegen Quittung in Empfang 
nehmen könne. Dieſe Quittung wird dem Grundbuch beigelegt und 
die Schuld um dieſen Betrag vermindert erklärt. Auf dieſem Wege 
iſt jedes Recht und jedes Intereſſe geſichert. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Fall der Beſchwerde eines Bezirksausſchuſſes gegen die Ablehnung 
ſeines Auſuchens auf Auflöſung einer Gemeindevertretung. 


Der Bezirksausſchuß in U. ſtellte an die Statthalterei die Bitte, 
dieſelbe möge die Gemeindevertretung in K. wegen Veruachläſſigung 
und grober Verletzung ihrer Pflichten bei Verwaltung des Gemeinde⸗ 
vermögens auflöſen. Es wurde hiebei unter anderen Klagen angeführt, 
daß die ganze Gemeindevertretung die Exiſtenz von Gemeinderech⸗ 
nungen negire, daß nach vorgelegten Protokollen die Licitation von 
Gemeindegrundſtücken nicht nach dem Geſetze vorgenommen und auch 
der Erlös derſelben nicht als Stammvermögen der Gemeinde behan⸗ 
delt worden ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft befürwortete die Auflöſung der Ge⸗ 

meindevertretung und bemerkte, daß dem Gemeindevorſtande eine Ver⸗ 
nachläffigung der Pflichten im übertragenen Wirkungskreiſe nicht zur 
Laſt falle. 
b ie Statthalterei lehnte das Anſuchen des Bezirksausſchuſſes in 
U. um Auflöſung der Gemeindevertretung in K. ab, nachdem wohl 
der Gemeindevorſtand wiederholten Aufforderungen des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes nicht nachgekommen ſei, die gegen den Gemeinde⸗Ausſchuß er⸗ 
hobenen Anſchuldigungen aber wegen willkürlicher geſetzwidriger Ge⸗ 
bahrung mit dem Gemeindevermögen bei Abgang der erforderlichen 
Documente nicht ſichergeſtellt erſcheinen, übrigens dem Gemeinde⸗ 
vorſtande keine Vernachläſſigung der Pflichten im übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſe zur Laſt falle. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung recurrirte der Bezirks⸗ 
ausſchuß von U. au das Miniſterium, indem er betonte, daß ſich aus 
den Acten allerdings der Beweis ergebe, daß der Gemeinde⸗Ausſchuß 
ſeine Pflichten vernachläſſigt habe, und daß die Statthalterei⸗Entſchei⸗ 
dung die Anordnung des § 96 der Gemeindeordnung ) illuſo⸗ 
riſch mache. 

Das Miniftertum des Innern hat unterm 9. März 1872, 
3. 2971, entſchieden, „daß es keinen Anlaß finde, in der angefoch— 
tenen Statthalterei⸗Entſcheidung, womit die Auflöſung der Gemeinde⸗ 
vertretung abgelehnt worden tft, eine Aenderung eintreten zu laſſen“. 


nal ) „Die Bezirksvertretung überwacht die ungeſch mälerte Erhaltung des 
Stammvermögens und Stammgutes der Gemeinden und ihrer Anſtalten.“ Entſpricht 
Art. XVIII, Al in. 2, a) des Geſetzes vom 5. März 1862. 
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Anmerkung des Einſenders: 

Eine Minorität des Miniſterialgremiums gab bei vorſtehendem 
Falle der für die Frage der Ausdehnung des Beſchwerderechts in 
Verwaltungsangelegenheiten beachtenswerthen Meinung Ausdruck, daß 
eine Beſchwerde in der Richtung, daß eine Gemeindevertretung von 
der Behörde nicht aufgelöst wurde, überhaupt als unzuläſſig erſcheine, 
nachdem das der Staatsverwaltung eingeräumte Recht zur Auflöſung 
der Gemeindevertretungen nach dem Geſetze an keine Vorbedingungen 
geknüpft und vielmehr deſſen Handhabung dem freien Ermeſſen 
der Regierung anheimgeſtellt iſt, ſomit außer dem im § 106, Abſ. 2 
(Normirung des Recursrechtes der Gemeinde gegen die von der 
Statthalterei verfügte Auflöſung einer Gemeindevertretung, Art. XVI, 
Alin. 3 des Geſetzes vom 5. März 1862) vorgedachten Falle Nie⸗ 
manden ein Beſchwerderecht gegen die diesfälligen Schlußfaſſungen des 
competenten Regierungsorganes eingeräumt werden könne. Nm. 


Erwerb: und Einkommenſteuerrückſtände, ſowie Zuſchläge zu den⸗ 

ſelben haben nur rückſichtlich jener Effeeten, von welchen diefe 

Steuern zu entrichten waren, ein geſetzliches Pfandrecht und kein 
Vorrecht vor früheren Pfandgläubigern des Steuerpflichtigen. 


In der Execution des Abraham T. wieder Tobias F. puncto 
610 fl. hat das k. k. Landesgericht Brünn auf den Erlös der für 
den Exequenten unterm 16. und 25. Februar 1870 pfandweiſe 
beſchriebenen Effecten die Forderung des Aerars aus den Steuer⸗ 
ausweiſen vom 29. März 1870 pr. 229 fl. 34% kr. und 15. Jäͤn⸗ 
ner 1871 pr. 164 fl. 15 ½ kr. als Vorzugepoſt gewieſen, weil nach 
dieſen Steuerausweiſen die in Frage ſtehenden Erwerb⸗ und Ein⸗ 
kommenſteuerrückſtände für die Jahre 1869, 1870 und 1871 aus⸗ 
haften, nach § 18 des Erwerbſteuerpatentes vom 31. December 1812, 
Einkommenſteuerpatent vom 29. October 1849, R. G. Bl. Nr. 539, 
endlich den Hofdeereten vom 15. April und 16. September 1825, 
Nr. 2089 und 2132, und vom 4. November 1831, Nr. 2533 
J. G. S., dreijährige Steuerrückſtände in Rückſicht des Gutes, auf 
welchem ſie ein Pfandrecht erworben haben, ein Vorrecht vor allen 
Gläubigern genießen und laut des Protokolles, reſpective der Pfand⸗ 
rechtsanmerkung vom 16. April 1870 und 13. März 1871 offenbar 
noch vor der erfolgten Feilbietung das k. k. Aerar für obige Forde⸗ 
rung ein Pfandrecht auf die veräußerten Effecten erworben hat. 

Das k. k. mähriſch⸗ſchleſiſche Oberlandesgericht änderte über 
Recurs des Exequenten die erſtrichterliche Liquidationserledigung dahin 
ab, daß die obigen Forderungen des k. k. Aerars in der ihnen nach 
dem Zeitpunkte der Erwerbung des Pfandrechtes für dieſelben zukom⸗ 
menden Rangordnung auf den Meiſtbot gewieſen wurden, und der 
k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 10. Jänner 1872, 
Z. 23, dem dagegen ergriffenen Reviſtonsrecurſe der k. k. Finanz⸗ 
procuratur keine Folge zu geben befunden. 

Gründe: 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich zunächſt um Rückſtände 
an Erwerb⸗ und Einkommenſteuer, daher um Perſonalſteuern. In 
Beziehung auf die Erwerbſteuer ordnet nun der § 18 des Erwerb⸗ 
ſteuerpatentes vom 31. December 1812 an, daß die Rückſtände mit 
Militärexecution und im äußerſten Falle durch Pfändung und Verkauf 
der Habſeligkeiten des Steuerpflichtigen, wobei jedoch alle Werkzeuge 
und Vorrichtungen zur Ausübung des Gewerbes verſchont bleiben 
müſſen, hereinzubringen find; und es werden nur in Coneursfällen 
dem Aerar ruckſichtlich der Erwerbſteuer jene Rechte vorbehalten, 
welche demſelben bei den übrigen landesfürſtlichen Steuern zukommen. 

Hieraus und insbeſondere aus der Anordnung, daß die Erwerb⸗ 
ſteuerrückſtände durch vorläufige Pfändung und Feilbietung der Fahr⸗ 
niſſe des Schuldners hereinzubringen ſind, ergibt ſich, daß den Erwerb⸗ 
ſteuerrückſtaͤnden ein geſetzliches Pfandrecht auf die Mobilien des 
Steuerpflichtigen nicht zuſteht. 

Betreffend aber die Einkommenſteuer, ſo iſt auch dieſer in dem 
§ 31 des Patentes vom 29. October 1849 ein geſetzliches Pfandrecht 
auf die Fahrniſſe des Steuerpflichtigen nicht eingeräumt, ſondern die⸗ 
ſelbe wird nur in Beziehung auf die Einbringung den übrigen 
directen Steuern gleichgeſtellt. 

Die Handelskammerbeiträge und die Polizei-Umlagen, welche 
auch theilweiſe in den oben bezogenen Steuerausweiſen vorkommen, 


ſtellen ſich aber als bloße Zuſchläge zu den in Frage ſtehenden Per⸗ 
ſonalſteuern dar und genießen lein größeres Vorrecht als dieſe ſelbſt. 
| Nachdem nun gemäß der ausdrücklichen Anordnung des Hof⸗ 
decretes vom 16. September 1825, Nr. 2132 J. G. S., Rückſtände 
an landesfurſtlichen Steuern ein geſetzliches Pfandrecht nur rückſichtlich 
desjenigen Gutes genießen, von dem dieſe Steuern hätten entrichtet 
werden ſollen, und nur dieſen Rückſtänden auch außerhalb des Con⸗ 
curſes, fohin bei einer Separatexecution ein Vorrecht vor den übrigen 
Pfandgläubigern eingeräumt erſcheint, wogegen nach Abſatz 3 dieſes 
Hofdecretes auf andere, wenngleich im Falle einer allgemeinen Con⸗ 
cursverhandlung privilegirte, aber mit keinem geſetzlichen Pfandrechte 
auf ein einzelnes Gut verſehene Forderungen bei der Vertheilung des 
Kaufſchillings für ein außer dem Goncurje verſteigertes Gut dieſes 
Vorrecht nicht auszudehnen iſt, ſo ſtellt ſich die angefochtene ober⸗ 
gerichtliche Erledigung als vollkommen gerechtfertigt dar und dies um 
jo mehr, als auch im § 38 der Coneursordnung vom 25. December 
1868 den Perſonalſteuern in Beziehung auf unbewegliche Güter ein 
geſetzliches Vorzugsrecht vor den Pfandforderungen nicht eingeräumt 
erſcheint. G. H. 


Verordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 21. März 1872, Z. 4110, 

betreffend Vorſichten bei Ertheilung von Auslandspäſſen und Lebensbeſtäti⸗ 

gungen an Militärinvaliden, welche im Gennſſe von Verſorgungsgebühren ſich 
befinden. 


Laut einer Mittheilung des k. und k. Reichskriegsminiſteriums ſind in neuerer 
Zeit wiederholt Fälle vorgekommen, in welchen wegen Außerachtlaſſung der nöthigen 
Vorſicht bei Ausfolgung von Auslandspäſſen an im Genuſſe von Verſorgungsgebühren 
ſtehende Militärinvaliden, dann bei Ertheilung von Beſtätigungen über Leben und 
Aufenthalt ſolcher Perſonen Ungebühren entſtanden ſind, wegen deren Hereinbringung 
in der Regel weitwendige Verhandlungen eingeleitet werden mußten, die aus dem 
Grunde größtentheils reſultatlos blieben und ſchließlich zum Nachtheile des Aerars 
eine Bedeckung nicht zur Folge hatten, weil einerſeits die Feſtſtellung der eigentlich 
Schuldtragenden mit großen Schwierigkeiten verbunden war, andererſeits aber in den 
meiſten Fällen die Mittelloſigkeit der Betreffenden eine Erfatzleiſtung unmög⸗ 
lich machte. 

Es ift daher künftig von Seite der competenten politiſchen Verwaltungs⸗ 
behörden bei Ausfertigung von Auslandspäſſen dem Umſtande eine entſprechende 
Aufmerkſamkeit zuzuwenden, ob der betreffende Paßwerber nicht in einem Aerarial⸗ 
Genuſſe ſteht, deffen Bezug nur im Inlande geſtattet ift, worüber die zur Mitwirkung 
bei der Evidenzhaltung der Invaliden berufenen Heimatsgemeinden die Daten zu 
liefern haben. 

Die Behörden haben ferner in dem Falle, als fie für einen im Aerarial⸗Verſorgungs⸗ 
gennſſe ſtehenden Militärinvaliden einen Auslandepaß ausſtellen, hievon nicht nur 
deſſen Gemeindevorſtand und Seelforger, ſondern auch das betreffende Ergänzungs⸗ 
bezirks⸗ Commando als die zur Evidenzhaltung der Militärinvaliden beſtimmte Mi⸗ 
litärbehörde, endlich jenes Steueramt zu verſtändigen, an welches der mit einem Aus⸗ 
landspaſſe Betheilte bis dahin mit feinem Gebührenbezuge gewieſen war. 

Endlich haben die Gemeindevorſtände und Seelſorger unter eigener Verant⸗ 
wortung und bei eventueller Erſatzpflicht ausnahmslos nur jenen Perſonen die Beſtä⸗ 
tigung über Leben und Aufenthalt zu ertheilen, welche notoriſch am Leben find und 
ſich thatſächlich in der Gemeinde, beziehungsweiſe im Pfarrbezirke aufhalten. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Hof und Miniſterialrathe des Miniſteriums des 
Aeußern, Geheimrath Ludwig Freiherrn v. Biegeleben anläßlich der Penſionirung 
desſelben den Titel und Charakter eines Sectionschefs tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben eine beim gemeinſamen Miniſterium des Aeußern erle⸗ 
digte ſyſtemiſirte Hof⸗ und Miniſtertalrathsſtelle dem bisher mit Titel und Charakter 
eines Hof⸗ und Miniſterialrathes in der Präſidialſection dieſes Miniſteriums verwen⸗ 
deten Ernſt v. Teſchenberg verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director der k. k. Centralanſtalt für Meteorologie 
und Erdmagnetismus, Sectionsrath Dr. Karl Jelinek tarfrei den Titel und Cha. 
rakter eines k. k. Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben geſtattet, daß den Finanzlandesdirectoren Joſeph Ritter 
v. Marcher in Graz, Joſeph Curter v. Breinlftein in Innsbruck und Ferd. 
Ritter v. Litzelhofer in Brünn bei deren Penſionirung die allerhöchſte Zufrieden- 
heit bekannt gegeben werde. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsralh im Finanzminiſterium Hugo Pra m⸗ 
berger zum Vicepräſidenten der Finanzlandesdirection in Prag, ferner den Hofrath 
der Finanzlandesdireckion in Prag Mathias Raisky zum Finanzlandesdirector in 
Mähren, dann den Sectionsrath im Finanzminiſterium Franz Kora b und den erſten 
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Oberfinanzrath der Finanzlandesdirection in Innsbruck Johann Berreiter zu 
Finanzlandesdirectoren mit Titet und Charakter von Miniſterialräthen, erſteren für 
Steiermark, letzteren für Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Finanzdirector in Salzburg, Oberfinanzrath Guſtav 
Ritter Otto v. Ottenfeld zum Hofrathe bei der Finanzlandes direction in Prag 
ernannt und den Oberfinanzräthen und Finanzdirectoren Karl v. Tarn öczy in 
Klagenfurt und Karl Wefjely in Troppau den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium des Innern Dr. 
Ottokar Weingartner Edlen v. Münzberg den Titel und Charakter eines Mi⸗ 
niſterialrathes, dann dem Leiter der Hilfsämter der Präſidialkanzlei, Adjuncten Victor 
Reuterer den Titel und Charakter eines Hilfsämterdirectors, beiden mit Nachſicht 
der Taxen verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit Titel und Rang eines Miniſterialſecretärs beklei⸗ 
deten Statthaltereiconcipiſten Friedrich Kmoch zum Miniſterialſecretär II. Cl. im 
Miniſterium des Innern ernannt. 

Se Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Dr. Ferdinand Daubrawa in 
Mähriſch⸗Neuſtadt und dem Bürgermeiſter Andreas Stock zu Dutonfje im Küſten⸗ 
lande das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Grubenvorſteher Michael Koch der Hüttenberger 
Eiſenwerksgeſellſchaft das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Regierungsconcipiſten in Salzburg Robert 
Ritter v. Ra ab zum Bezirkshauptmanne II. Cl. in Oberöfterreich ernannt. 

Der Handelsminiſter hat dem Conceptsadjuncten im Handelsminiſterium 
Johann Karl Ritter v. Obentraut eine Miniſterialconcipiſtenſtelle in dieſem Mi⸗ 
niſterium verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die neu fyftemifirte Seriptor⸗ 
ſtelle an der k. k. Studienbibliothek in Klagenfurt dem Amanuenſis an der k. k. 
Univerſitätsbibliothek in Innsbruck Dr. Ludwig v. Hörmann verliehen und deu 
Amanuenſis der Stndienbibliothek in Klagenfurt Johann Hausmann in gleicher 
Etgenſchaft an die Univerſitätebibliothek in Inusbruck überſetzt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die an der Univerſitätsbibliethek 
in Graz neu ſyſtemiſirte Amannenſieſtelle dem Amanuenſis an der landſchaftlichen 
Joanneums⸗Bibliothek Mathias Klammer verliehen. 


Erledigungen. 


Bauadjunctenſtelle I. Cl. für den Staatsbaudienſt in Ober⸗Oeſterreich mit 
800 fl. Jahresgehalt, eventuell eine Adjunctenſtelle II. Cl. mit 700 fl. und eine Bau⸗ 
prafticantenftelle mit 400 fl. Adjutum, bis 20. April. (Amtsbl. Nr. 78). 

Verwaltersſtelle des niederöſterr. Finanz⸗Landes⸗Oekonomates in Wien mit 
1200 fl. Jahresgehalt und 200 fl. Quartiergeld eventuell eine Controlors- oder 
Officialsſtelle mit 1000 fl., beziehungsweiſe 700 fl. und 200 fl., reſp. 150 fl. Quar⸗ 
tiergeld gegen Caution, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 73). 

Ingenieursſtelle, proviſ., mit 1000 fl. Gehalt; Bauadjunctenſtelle, proviſ., 
mit 700 fl. Gehalt und Bauprakticantenſtelle, proviſ., mit 400 fl. Adjutum — für Dal⸗ 
matien, bis 25. April. (Amtsbl. Nr. 75). 

Conceptsadjunctenſtelle bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei mit 600 fl. 
Gehalt, eventuell mit 500 fl. oder 400 fl., bis 20. April. (Amtsblatt Nr. 75). 

Mehrere Amtsaſſiſtentenſtellen bei den Gefällen⸗Oberämtern in Wien mit 
600 fl., beziehungsweiſe 500 fl. Gehalt und 120 fl. Quartiergeld, bis 20. April. 
(Amtsblatt Nr. 76). 

Bau- Adjunctenſtelle I. Cl. für Salzburg mit 800 fl. Jahresgehalt, eventuell 
Bau⸗Adjunctenſtelle II. Cl. mit 700 fl. Gehalt und eine Bauprakticantenſtelle mit 
400 fl. Adjutum, bis 25. April. (Amteblatt Nr. 76). 

Mehrere Rechnungsofficialsſtellen III. Cl. im Bereiche der k. k. Finanzlandes⸗ 
direckion in Wien, und zwar: Eine Stelle mit 600 fl., eventuell drei Stellen mit 
500 fl. Gehalt und im Falle der Verwendung in Wien mit 150 fl. Quartiergeld, bis 
Ende April. (Amtsbl Nr. 77.) 

101 Dienſtesſtellen im neuen Organismus der k. k. Verzehrungsſteuer⸗Linien⸗ 
ämter Wiens, und zwar: 

zwei Obereinnehmersſtellen III. Cl. mit 1400 fl. jährlich und dem Genuffe 
eines Naturalquartiers, eventuell einem Quartiergelde von 250 fl.; 
ſechs Gefällen⸗Hauptamts⸗Einnehmersſtellen I. Cl. mit 1100 fl. Gehalt 
jährlich; 
1 Ehen Gefällen⸗Hauptamts⸗Einnehmersſtellen II. Cl. mit 1000 fl. Gehalt 
jährlich; 

drei Gefällen⸗Hauptamts⸗Einnehmersſtellen III. Cl. mit 900 fl. Gehalt; 

zwei Oberamts⸗Controlorsſtellen III. Cl. mit 1200 fl. Gehalt; 

ſieben Gefällen⸗Hauptamts⸗Controlorsſtellen I. Cl. mit 1000 fl. Gehalt; 

fünf Gefällen⸗Hauptamts⸗Controlorsſtellen II. Cl. mit 900 fl. Gehalt; 

drei Gefällen⸗Hauptamts-Controlorsſtellen III. Cl. mit 800 fl. Gehalt; 
ſämmtliche Stellen mit Naturalquartier, eventuell 200 fl. Quartiergeld; 

29 Amteofficialsſtellen mit 800 fl. Gehalt jährlich; : 

29 Amtsofficialsſtellen mit 700 fl. Gehalt jährlich, beide letztere Kategorien 
mit Naturalquartier, eventuell mit dem Quartiergelde von 150 fl.; 

fünf Amtsaſſiſtentenſtellen mit 600 fl. Gehalt und 

fünf Amtsaſſiſtentenſtellen mit 500 fl. Gehalt, beide Kategorien mit Natural: 
quartier oder Quartiergeld pr. 120 fl., bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 77.) 

Statthaltereiconcipiſtenſtelle, proviſ., in Oberöſterreich mit 800 fl. jährlich, 
eventuell eine Conceptsadjunctenſtelle mit 400 fl. Gehalt, bis 16. April. (Amts⸗ 
blatt Nr. 78.) 

Bezirkshauptmannsſtelle I. Cl. in Kärnten mit 1800 fl. oder 2000 fl. Gehalt, 
eventuell eine II. Cl. mit 1600 fl. Gehalt, ferner eine proviſ. Concipiſten-, eventuell 
Bezirkscommiffärsſtelle mit 800 fl. Gehalt, bis 24. April. (Amtsbl. Nr. 78.) 

Ingenieursſtelle, laudſchaſtliche, in Tirol mit 100 fl. Monatsgehalt, bis 
20. April. (Amtsbl. Nr. 78.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Kärnten mit 600 fl. Gehalt, bis 


15. April. (Amts⸗ 
blatt Nr. 78.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


